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Stellungnahme PARITÄTischer Arbeitgeberverband PATT e.V.  
geplanten Gesetz zur Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzli-
chen Krankenversicherung aus Sicht eines Arbeitgeberverbandes der 
Sozialwirtschaft 

I. Vorbemerkung 

Der PATT erkennt an, dass die gesetzliche Krankenversicherung vor er-
heblichen finanziellen Herausforderungen steht und dass Beitragssatzsta-
bilität ein legitimes politisches Ziel ist. Auch Arbeitgeber haben ein Inte-
resse daran, dass Sozialversicherungsbeiträge nicht weiter steigen und 
Beschäftigte sowie Unternehmen nicht zusätzlich belastet werden. 

Das geplante GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz in der Fassung des 
Kabinettsbeschlusses vom 29. April 2026 setzt jedoch an einer Stelle an, 
die die Sozialwirtschaft in ihrer Substanz gefährdet. Die geplante Rück-
kehr zu einer strikten Orientierung an der Grundlohnrate, die vorgesehene 
Begrenzung von Vergütungssteigerungen und insbesondere die Aufwei-
chung bzw. Streichung der vollständigen Tarifrefinanzierung stehen in ei-
nem massiven Widerspruch zu den politischen Zielen der vergangenen 
Jahre: Tarifbindung stärken, Pflegeberufe aufwerten, Fachkräfte sichern 
und Versorgung stabilisieren. 

Der PATT teilt die grundsätzliche Kritik des Paritätischen Gesamtverban-
des vom 19. April 2026, dass die geplanten Regelungen sozialpolitische 
Errungenschaften der letzten Jahre gefährden und die Verantwortung ein-
seitig auf Versicherte, Beschäftigte und Leistungserbringer verlagern. Be-
sonders gravierend ist aus Sicht des PATT die Gefährdung tarifgebunde-
ner und gemeinnütziger Träger.  

II. Tarifbindung darf nicht zum wirtschaftlichen Risiko werden 
Die Sozialwirtschaft wurde in den vergangenen Jahren politisch ausdrück-
lich zur Tarifbindung und Tariftreue ermutigt. Das Gesundheitsversor-
gungsweiterentwicklungsgesetz (GVWG) hat 2021 die Grundlage dafür  
geschaffen, dass Pflegeeinrichtungen ihre Pflege- und Betreuungskräfte 
seit September 2022 tariflich oder tariforientiert entlohnen müssen. 
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Viele Träger haben im Vertrauen auf diese politische und gesetzliche Rahmensetzung Tarifver-
träge abgeschlossen, Tarifbindungen aufrechterhalten oder sich an tariflichen Entgeltniveaus 
orientiert. 
 
Wenn nun die vollständige Tarifrefinanzierung in der häuslichen Krankenpflege und der außer-
klinischen Intensivpflege gestrichen und durch eine Orientierung an der Grundlohnrate ersetzt 
werden soll, wird dieses Vertrauen beschädigt. Tarifgebundene Träger wären weiterhin arbeits-
rechtlich verpflichtet, Tarifentgelte zu zahlen, müssten aber befürchten, diese Entgelte nicht 
mehr vollständig refinanziert zu bekommen. Das ist aus Arbeitgeberverbandssicht nicht hin-
nehmbar. Tarifbindung darf nicht bestraft werden. Wer Tarifverträge politisch fordert, muss ihre 
Refinanzierung rechtlich sichern. 
 
III. Grundlohnrate bildet nicht die Kostenrealität der Sozialwirtschaft ab 
Die Grundlohnrate ist kein geeignetes Instrument, um die tatsächliche Kostenentwicklung in 
der Sozialwirtschaft abzubilden. Soziale Dienste und Einrichtungen sind personalintensiv. Ihre 
Kosten werden wesentlich durch Tarifabschlüsse, gesetzliche Vorgaben, Fachkräftebedarf, 
Energiepreise, Sachkosten, Dokumentationspflichten und Qualitätsanforderungen bestimmt. 
Der Paritätische weist zutreffend darauf hin, dass eine globale Vergütungsbegrenzung nach 
dem Grundlohnraten-Prinzip die tatsächlichen Kostensteigerungen im Gesundheitswesen nicht 
angemessen abbildet und insbesondere in Pflege, Therapie und Rehabilitation Personalgewin-
nung und Personalbindung gefährdet.  
 
Aus Sicht des PATT kommt hinzu: Tarifverhandlungen folgen eigenen Zeitläufen. Die Grund-
lohnsumme wird regelmäßig im September für das Folgejahr festgelegt. Tarifabschlüsse – ins-
besondere im TVöD – werden dagegen häufig später und teilweise rückwirkend vereinbart. Für 
Träger, deren Arbeitsbedingungen tariflich oder tarifnah strukturiert sind, entsteht dadurch ein 
kaum kalkulierbares Risiko. Sie können nur prospektiv verhandeln und benötigen die Sicher-
heit, nach welchen Maßstäben sich ihre Verhandlung richten muss. Das ist kaum noch möglich, 
wenn zu unterschiedlichen Zeitpunkten unterschiedliche Voraussetzungen bekannt gegeben 
werden.  
 
Die zentrale Frage lautet daher: Wann und auf welcher Grundlage sollen Arbeitgeberver-
bände in der Sozialwirtschaft künftig noch verantwortungsvoll Tarifverträge verhandeln, 
wenn die Refinanzierungsgrenze in Teilbereichen vorher feststeht und spätere Tarifab-
schlüsse diese Grenze überschreiten können? 
 
IV. Besondere Problematik in Bereichen mit Besserstellungsverbot 
Besonders dramatisch ist die Lage in Bereichen, die zusätzlich dem Besserstellungsverbot un-
terliegen, etwa in Kindertagesstätten, zuwendungsfinanzierten Angeboten und weiteren öffent-
lich finanzierten sozialen Diensten. Diese Träger müssen mehrere Rechts- und Finanzierungs-
logiken gleichzeitig beachten: Sie sollen attraktive Arbeitsbedingungen schaffen, dürfen aber 
haushalts- und zuwendungsrechtliche Grenzen nicht überschreiten. Sie sollen tariflich oder ta-
rifnah vergüten, müssen aber zugleich sicherstellen, dass Entgelte gegenüber Kostenträgern, 
Zuwendungsgebern und öffentlichen Haushalten darstellbar bleiben. Sie sollen Fachkräfte hal-
ten, dürfen aber keine Vergütungsstrukturen vereinbaren, die später als nicht refinanzierbar 
oder als unzulässige Besserstellung bewertet werden. 
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Durch die geplanten Regelungen verschärft sich dieser Zielkonflikt erheblich. Es wird nahezu 
unmöglich, Tarifverträge so zu verhandeln, dass sie einerseits fachlich und sozialpolitisch an-
gemessen sind und andererseits nicht Gefahr laufen, der Höhe nach gegen gesetzliche oder 
zuwendungsrechtliche Vorgaben zu verstoßen. 
 
Der Gesetzgeber darf Arbeitgeber in der Sozialwirtschaft nicht in eine Situation bringen, in der 
jeder Tarifabschluss zum rechtlichen und wirtschaftlichen Risiko wird. 
 
V. Ungleichbehandlung von Pflegekräften nach Einsatzort 
Der PATT sieht zudem die Gefahr einer systematischen Ungleichbehandlung von Pflegekräften 
je nach Einsatzort. Pflegekräfte leisten in ambulanten, stationären, teilstationären, rehabilitati-
ven und angrenzenden Versorgungsformen verantwortungsvolle und vielfach gleichwertige Ar-
beit. Wenn tarifliche Entgelte im stationären Bereich anders abgesichert werden als in der am-
bulanten Pflege oder in der häuslichen Krankenpflege, entstehen faktisch unterschiedliche 
Entgeltperspektiven für gleichwertige Tätigkeiten. 
 
Dies steht in einem erheblichen Wertungswiderspruch zu den Zielen der europäischen Entgelt-
transparenzrichtlinie. Gerade in der Pflege, einem weiterhin überwiegend weiblich geprägten 
Berufsfeld, dürfen gesetzliche Refinanzierungsregeln keine strukturellen Entgeltunterschiede 
befördern oder verfestigen. 
 
Der PATT fordert daher eine sorgfältige Prüfung der gleichstellungs- und unionsrechtlichen 
Auswirkungen des Gesetzentwurfs. Tarifliche Entgelte dürfen nicht davon abhängen, ob Pflege-
kräfte ambulant, stationär oder in angrenzenden Versorgungsbereichen eingesetzt werden. 
 
VI. Folgen für Träger, Beschäftigte und Versorgung 
Die geplanten Regelungen hätten erhebliche Folgen für die Sozialwirtschaft. 
Erstens droht Tarifflucht. Wenn tarifgebundene Träger ihre Tarifentgelte nicht mehr verlässlich 
refinanziert bekommen, entsteht ein massiver Anreiz, Tarifbindung zu vermeiden oder beste-
hende Bindungen infrage zu stellen. 
 
Zweitens droht ein Sterben der sozialen Trägerlandschaft. Gerade gemeinnützige und kleinere 
Träger verfügen nicht über ausreichende Rücklagen, um dauerhaft nicht refinanzierte Tarifstei-
gerungen aufzufangen. Der Paritätische warnt zu Recht vor Insolvenzen, Schließungen und 
Versorgungslücken, wenn kostendeckende Leistungserbringung nicht mehr möglich ist.  
Drittens droht die Abwanderung dringend benötigter Pflegekräfte. Wer Pflegeberufe attraktiver 
machen will, darf tarifliche Entlohnung nicht unter Finanzierungsvorbehalt stellen. 
Viertens wird die Sozialpartnerschaft beschädigt. Tarifverhandlungen verlieren ihre Funktion, 
wenn ihre Ergebnisse durch gesetzliche Vergütungsgrenzen entwertet werden. 
 
VII. Kurzfristigkeit des Gesetzgebungsverfahrens 
Der PATT kritisiert außerdem die Kurzfristigkeit, mit der tiefgreifende Änderungen in einem 
zentralen Bereich der sozialen Infrastruktur vorgenommen werden sollen. Der Paritätische Ge-
samtverband hat die äußerst kurze Frist zur Stellungnahme zum Referentenentwurf über ein 
Wochenende ausdrücklich missbilligt und darauf hingewiesen, dass dies der Bedeutung der 
Akteure im Gesundheits- und Sozialwesen nicht gerecht wird.  
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Aus Sicht des PATT ist diese Kritik uneingeschränkt zu teilen. Wer Tarifstrukturen, Refinanzie-
rungssysteme und Versorgungslandschaften verändert, muss die betroffenen Akteure ernsthaft 
beteiligen. Gute Gesetzgebung braucht eine konkrete Folgenabschätzung, Praxiserfahrung und 
Dialog. 
 
VIII. Forderungen des PATT 
Der PARITÄTische Arbeitgeberverband PATT e.V. fordert die Bundesregierung auf: 
1. die geplante Einschränkung bzw. Streichung der vollständigen Tarifrefinanzierung zurück-

zunehmen;  
2. die bisherigen Regelungen zur vollständigen Anerkennung tariflicher Entgelte in §§ 132a 

und 132l SGB V wiederherzustellen;  
3. keine starre Grundlohnrate, die auch noch um 1 Prozent reduziert werden soll, als Ober-

grenze für tarifbedingte Vergütungssteigerungen in der Pflege, Rehabilitation, Vorsorge 
und weiteren sozialwirtschaftlichen Leistungsbereichen einzuführen;  

4. mindestens klare Ausnahmen für tarifgebundene, tarifanwendende und gemeinnützige Trä-
ger vorzusehen;  

5. sicherzustellen, dass Tarifbindung, Tariftreue und tariforientierte Entlohnung nicht zu struk-
turellen Defiziten führen;  

6. die Wechselwirkungen mit Besserstellungsverbot, Haushaltsrecht, Zuwendungsrecht und 
rückwirkenden Tarifabschlüssen ausdrücklich gesetzlich zu berücksichtigen;  

7. die gleichstellungs- und unionsrechtlichen Auswirkungen im Hinblick auf die Entgelttrans-
parenzrichtlinie zu prüfen;  

8. gemeinsam mit Arbeitgeberverbänden, Gewerkschaften, Ländern, Kommunen, Kostenträ-
gern und Trägerverbänden tragfähige Lösungen zu entwickeln.  
 

IX. Schlussbemerkung 
Die Sozialwirtschaft braucht Verlässlichkeit. Sie braucht Tarifbindung, Fachkräfte und eine aus-
kömmliche Refinanzierung. Sie braucht keine gesetzgeberische Kurzfristigkeit, die zentrale Er-
rungenschaften der letzten Jahre infrage stellt. 
 
Tariftreue ohne Refinanzierung ist ein Widerspruch. 
Tarifbindung ohne Planungssicherheit ist ein Risiko. 
Beitragssatzstabilisierung auf Kosten sozialer Träger gefährdet Versorgung. 
 
Der PATT fordert die Bundesregierung daher auf, das geplante Gesetz grundlegend zu 
überarbeiten und Wege zu finden, welche die Sozialwirtschaft nicht weiter finanziell, 
rechtlich und tarifpolitisch destabilisieren. 

  
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Anne Daburger    Daniel Skupin 
Geschäftsführerin    Vorstandsvorsitzender 
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